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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Andreas Huber als Einzelrichter Uber die Beschwerde von
XXXX , geb. XXXX , StA. Afghanistan, vertreten durch ARGE Rechtsberatung - Diakonie Flichtlingsdienst gem. GmbH,
gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 30.01.2020, ZI. XXXX, zu Recht erkannt:

A)

Der Beschwerde wird stattgegeben und die Spruchpunkte I, lll., IV., V. und VI. des angefochtenen Bescheides werden
ersatzlos behoben.

Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides wird dahingehend abgeandert, dass dem Antrag vom 27.02.2020 auf
Verlangerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung gemaR 8 8 Abs. 4 AsylG 2005 stattgegeben und XXXX eine
befristete Aufenthaltsberechtigung als subsidiar Schutzberechtigter bis zum 22.05.2022 erteilt wird.
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B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgang:

Der Beschwerdefuhrer (BF), ein mannlicher Staatsangehdriger Afghanistans, stellte im Osterreichischen Bundesgebiet
am 09.11.2015 einen Antrag auf internationalen Schutz.

Dieser Antrag wurde mit Bescheid des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl (BFA) 22.05.2017 bezuglich der
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaR § 3 Abs. 1 iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100/2005
(AsylG) idgF abgewiesen. Dem BF wurde gemal3 8 8 Abs. 1 AsylG der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt
und eine befristete Aufenthaltsberechtigung gemal3 8 8 Abs. 4 AsylG bis zum 22.05.2018 erteilt.

Begrindend wurde in der rechtlichen Beurteilung unter Spruchpunkt Il. im Wesentlichen ausgefuhrt, dass aus den
Landerberichten erschlossen werden musse, dass Personen ohne soziale Anknipfungspunkte in Afghanistan
gefahrdet seien in eine existenzielle Notlage zu geraten. Der BF verflige in seiner Heimat Uber keinerlei familidre oder
soziale Anknupfungspunkte und sei auch nicht ortskundig, weil er im Iran aufgewachsen sei. Es kénne daher fir den
BF als Zivilperson eine reale Gefahr einer ernsthaften individuellen Bedrohung des Lebens nicht ausreichend
ausgeschlossen werden.

Mit Urteil des Landesgerichts XXXX vom XXXX, ZI. XXXX , wurde der BF wegen des Vergehens des unerlaubten Umgangs
mit Suchtgiften nach 8 27 Abs. 1 Z 1 siebenter und achter Fall, Abs. 2a SMG, 8 15 StGB zu einer bedingten
Freiheitsstrafe im Ausmal3 von 7 (sieben) Monaten unter Setzung einer Probezeit von drei Jahren verurteilt.

Am 07.05.2018 stellte der BF einen Antrag auf Verlangerung seiner befristeten Aufenthaltsberechtigung.

Mit Bescheid des BFA vom 15.05.2018 wurde die befristete Aufenthaltsberechtigung des BF gemal38 8 Abs. 4 AsylG
2005, BGBI. | Nr. 100/2005 idgF bis zum 20.05.2020 verlangert. Unter dem Punkt ,Feststellungen und
Beweiswurdigung” des Bescheides wurde ausgefuhrt, dass aufgrund der Ermittlungen zur allgemeinen Lage im
Herkunftsstaat des BF in Verbindung mit dem Vorbringen bzw. Antrag des BF das Vorliegen der Voraussetzungen fur
die Verlangerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung als glaubwirdig gewertet worden sei.

Mit Urteil des Landesgerichts XXXX vom XXXX, ZI. XXXX , wurde der BF wegen des Vergehens des unerlaubten Umgangs
mit Suchtgiften nach den 88 15 StGB, 27 Abs. 1 achter Fall, Abs. 3 SMG zu einer Freiheitsstrafe von neun Monaten
(unbedingt in der Dauer von sechs Monaten) verurteilt. Weiters wurde vom Widerruf der mit Urteil des Landesgerichts
XXXX vom XXXX zu XXXX gewdhrten bedingten Strafnachsicht abgesehen und Probezeit auf finf Jahre verlangert.

Mit Bescheid des BFA vom 15.05.2019 wurde dem BF der mit Bescheid vom 22.05.2017 zuerkannte Status des
subsidiar Schutzberechtigten gemaf3 § 9 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 idgF von Amts wegen aberkannt (Spruchpunkt I.), die mit
Bescheid vom 15.05.2018 erteilte befristete Aufenthaltsberechtigung als subsididr Schutzberechtigter gemaR § 9 Abs. 4
AsylG entzogen (Spruchpunkt I1.), ein Aufenthaltstitel aus berticksichtigungswirdigen Griinden gemal3 § 57 nicht erteilt
(Spruchpunkt I11.), gemafd &8 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm § 9 BFA-VG eine Ruckkehrentscheidung gemaR § 52 Abs. 2 Z 2 FPG
erlassen (Spruchpunkt IV.), gemaR § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die Abschiebung des BF gemaR§ 46 FPG nach
Afghanistan zuldssig sei (Spruchpunkt V.), gemaR § 55 Abs. 1 bis 3 FPG die Frist fur die freiwillige Ausreise mit zwei
Wochen ab Rechtskraft der Riickkehrentscheidung festgesetzt (Spruchpunkt VI.) und gemaR § 53 Abs. 3 Z 1 FPGein auf
die Dauer von zehn Jahren befristetes Einreiseverbot erlassen (Spruchpunkt VIL.).

Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts (BVwG) vom 16.09.2019, ZI XXXX , wurde der gegen den Bescheid des
BFA erhobenen Beschwerde vom 07.06.2019 stattgegeben und der angefochtene Bescheid ersatzlos behoben.
Begrindend wurde im Wesentlichen ausgefiihrt, dass der BF weder zu den Zeitpunkten der Zuerkennung des Status
des subsididr Schutzberechtigten sowie der Verlangerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung noch zum Zeitpunkt
der Aberkennung dieses Status Uber irgendwelche familidren oder sonstigen AnknlUpfungspunkte in Afghanistan
verflgt habe. Die Mutter und der jiingere Bruder des BF seien nach wie vor im Iran aufhaltig, dass sich ihre finanzielle
Situation im Iran zwischen der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten/Verlangerung der befristeten
Aufenthaltsberechtigung und Aberkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten in irgendeiner Weise geandert
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habe, sei fur das BVwWG nicht ersichtlich und werde auch durch das BFA nicht behauptet. Es sei fur das BVwG nicht
hervorgekommen, dass der BF im Vergleich der Zeitpunkte der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten/Verlangerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung und Aberkennung dieses Status derart an
Lebenserfahrung dazugewonnen hitte, dass von einer maRgeblichen und nicht nur voriibergehenden Anderung der
vorliegenden personlichen Umstande auszugehen sei. Der BF sei bereits zum Zeitpunkt der Zuerkennung des Status
des subsidiar Schutzberechtigten volljihrig gewesen und habe wihrend seines Aufenthaltes in Osterreich nach Ansicht
des BVwWG keine Aktivitdten gezeigt, welche die Annahme einer wesentlichen und nicht bloR voriibergehenden
Anderung seiner persénlichen Umstinde rechtfertigen wiirde. Die vom BF ausgelibten freiwilligen Hilfstatigkeiten
seien bereits zu den Zeitpunkten der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten sowie der
Verlangerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung vorgelegen und seien daher bei dieser Prifung nicht zu
berlcksichtigen. Weiters sei fiir das BVwG nicht ersichtlich, inwieweit fir den BF nach der Rickkehr nach Afghanistan
in einem etwaigen nunmehrigen Zuriickgreifen auf Angehdrige seiner Volksgruppe eine Anderung in seinen
persénlichen Umstédnden oder der Situation in seinem Herkunftsstaat im Vergleich zu den Zeitpunkten der
Zuerkennung des Status des subsididar Schutzberechtigten sowie der Verlangerung der befristeten
Aufenthaltsberechtigung gelegen sei, zumal der BF auch schon zu diesen Zeitpunkten ein Angehoriger der Volksgruppe
der Hazara gewesen sei und Netzwerke innerhalb dieser Volksgruppe nicht erst seit kurzem bestehen wurden. Zudem
wlrde das BFA mit seinem Hinweis auf bei einer Rickkehr des BF vor Ort vorhandene Auffangmdglichkeiten in Lagern
und Unterstlitzungen von UNHCR sowie IOM nicht aufzeigen, inwiefern diese Tatsachen eine wesentliche und nicht
bloR voriibergehende Anderung der zu den Zeitpunkten der Zuerkennung des Status des subsidiir Schutzberechtigten
sowie der Verlangerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung vorliegenden Umstande darstellen wirden. Die
Sicherheits- und Versorgungslage habe sich in den Stadten Kabul, Mazar-e Sharif und Herat sowie im Ubrigen
Afghanistan seit der mit Bescheid des BFA vom 22.05.2017 erfolgten Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten und der mit Bescheid vom 15.05.2018 erfolgten Verldangerung der befristeten
Aufenthaltsberechtigung nicht maRRgeblich verandert. Die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts habe sich
zwar zur Frage der Gewahrung von subsididarem Schutz von gesunden, alleinstehenden, erwachsenen, mannlichen
afghanischen Staatsangehorigen ohne Unterstlitzungsmoglichkeiten durch Familienangehorige auf Grund der
héchstgerichtlichen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes und des Verfassungsgerichtshofes seit dem Jahr 2016
gedndert und werde dieser Fallgruppe seit diesem Zeitraum in der Regel kein subsididrer Schutz mehr zuerkannt; dies
konne jedoch nicht dazu fuhren, dass ohne sich aus aktuellem Landerberichtsmaterial ergebender tatsachlich
veranderter Situation von nicht mehr vorliegenden Voraussetzungen flr die Gewahrung von subsididrem Schutz iSd §
9 Abs. 1 Z 1 AsylG gesprochen werden kénne.

Mit Urteil des Landesgerichts XXXX vom XXXX , ZI. XXXX , wurde der BF wegen des Vergehens des unerlaubten Umgangs
mit Suchtgiften nach § 27 Abs. 2a zweiter Fall, Abs 3 SMG zu einer Freiheitsstrafe von sieben Monaten verurteilt.
Weiters wurde die mit Urteil des Landesgerichts vom XXXX zu XXXX gewahrte bedingte Strafnachsicht widerrufen. Vom
Widerruf der mit Urteil des Landesgerichts XXXX vom XXXX z u XXXX gewahrten bedingten Strafnachsicht wurde
abgesehen und die Probezeit auf funf Jahre verlangert.

Am 29.01.2020 wurde der BF seitens des BFA niederschriftlich einvernommen. Der BF gab dabei im Wesentlichen
Folgendes zu Protokoll: Der BF sei derzeit im Gefangnis und plane nach der Haft seine Deutschkenntnisse zu
verbessern und Arbeit zu suchen. Seine Mutter und sein Bruder wiirden im Iran leben. Der BF habe auch drei Onkel
und zwei Tanten vaterlicherseits, die ebenfalls im Iran leben wiirden. Die GroR3eltern des BF seien bereits verstorben.
Die finanzielle Situation seiner Familie sei schlecht, die Mutter und der Bruder wirden arbeiten, der Bruder gehe aber
auch in die Schule. Im Heimatland habe der BF nur Bekannte, zu denen er keinen Kontakt habe, Familie habe er dort
keine. Er sei noch nie in Herat oder Mazar-e Sharif gewesen. In Osterreich habe der BF bisher immer vom Staat gelebt
und nur Deutschkurse besucht. Er spreche Deutsch auf A2-Niveau und habe ansonsten Gartenarbeit in der Gemeinde
gemacht. Der BF sei in keinem Verein oder einer sonstigen Organisation Mitglied und besuche keine Schule oder
Universitat. Der BF verfiige weder tber familidre oder private Bindungen in Osterreich noch Gber in Osterreich zum
dauernden Aufenthalt berechtigte Verwandte. Nach seiner Haft werde der BF bei Freunden wohnen, die nicht in seine
Straftaten involviert gewesen seien. Durch falsche Freunde sei der BF heroinstichtig geworden und solle sich das nach
seiner Entlassung andern, da er inzwischen die Ersatzmedikamente abgesetzt habe. Der BF konne sich im Fall der
Ruckkehr in sein Heimatland nicht erinnern, wie es dort ist, es sei dort gefdhrlich und er musse von dort dann in den

Iran reisen. Er wiirde seine Familie kontaktieren und sie bitten die Reise in den Iran zu ermdglichen.
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In der Folge wurde mit dem angefochtenen Bescheid des BFA vom 30.01.2020 der mit Bescheid vom 22.05.2017
zuerkannte Status des subsidiar Schutzberechtigten gemal? § 9 Abs. 1 Asylgesetz 2005 (AsylG) idgF von Amts wegen
aberkannt (Spruchpunkt 1.), die mit Bescheid vom 15.05.2018 erteilte befristete Aufenthaltsberechtigung als subsidiar
Schutzberechtigter gemall8 9 Abs. 4 AsylG entzogen (Spruchpunkt II.), ein Aufenthaltstitel aus
bericksichtigungswirdigen Grunden wurde gemal 8 57 AsylG nicht erteilt (Spruchpunkt IIl.), gemaR8 10 Abs. 1 Z 5
AsylG iVm 8 9 BFA-Verfahrensgesetz idgF eine Rickkehrentscheidung gemaR 8 52 Abs. 2 Z 4 Fremdenpolizeigesetz 2005
(FPG) idgF erlassen (Spruchpunkt IV.), gemal3 8 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die Abschiebung gemal3§ 46 FPG nach
Afghanistan zulassig sei (Spruchpunkt V.), und gemal3 § 55 Abs. 1 bis 3 FPG die Frist fur die freiwillige Ausreise mit 14
Tagen ab Rechtskraft der Rickkehrentscheidung festgesetzt (Spruchpunkt VL.).

Begrindend wurde im angefochtenen Bescheid unter Darlegung naherer Erwdgungen zu Spruchpunkt I. im
Wesentlichen ausgefuhrt, dass der VWGH aktuell zur Aberkennung des subsididren Schutzstatus ausfuhre, dass die
Bestimmung des8 9 Abs.1 Z 1 AsylG das Ziel verfolge, sicherzustellen dass nur jenen Fremden, die die
Voraussetzungen fur die Zuerkennung von subsididrem Schutz erfullen, der Status des subsidiar Schutzberechtigten
zukomme (vgl. VWGH 14.08.2019, RA 2016/20/0038). Der VwGH treffe jedoch keine Aussage dartber, wie vorzugehen
sei, wenn die Behdrde entscheidungsrelevante Tatsachen, die aul3erhalb der Sphare des Asylwerbers gelegen sind, bei
der Zuerkennung des subsididren Schutzes nicht bertcksichtigt habe. Auch in einem solchen Fall wirde die
Aberkennung des Schutzstatus nicht auf einer Anderung der relevanten Tatsachenumstiande beruhen, sondern auf
einer Neubewertung des bereits zum Zeitpunkt der Gewahrung des Schutzstatus vorliegenden Sachverhaltes. Hier
habe nach Ansicht des BFA der Verweis auf die Materialien des Fremdenrechtspakets Gultigkeit, wonach die
Bestimmung des8& 9 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 das Ziel verfolge, sicherzustellen, dass nur jenen Fremden, die die
Voraussetzungen fur die Zuerkennung von subsididrem Schutz erfullen, der Status des subsidiar Schutzberechtigten
zukomme. Nach Ansicht des BFA sei sohin abzuerkennen, wenn die Erteilungsvoraussetzungen nicht vorliegen
wirden. Im gegenstandlichen Fall sei gemal § 9 Abs. 1 Z 1 erster Fall AsylG abzuerkennen, da die Voraussetzungen fur
die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten nicht vorliegend seien. Es kénne zwar fur das
Herkunftsgebiet in der Provinz Daikundi eine reale Gefahr im Sinne einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder
der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bzw. flr den BF als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens
oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts
erkannt werden. Nicht festgestellt werden kdnne, dass dem BF aktuell keine innerstaatliche Fluchtalternative
offenstehe. Nach den UNHCR-Richtlinien vom 30.8.2018 brauche es keiner externen Unterstitzung, um fur
alleinstehende, leistungsfahige Manner und verheiratete Paare im erwerbsfahigen Alter, soweit keine spezifischen
Vulnerabilitaten vorliegen, eine IFA in den Stadten Mazar-e Sharif und Herat erkennen zu kénnen. Es entspreche der
Rechtsprechung des VwGH, dass es einem gesunden Asylwerber im erwerbsfahigen Alter, der eine der
Landessprachen Afghanistans beherrsche, mit den kulturellen Gepflogenheiten seines Herkunftsstaates vertraut sei
und die Moglichkeit habe, sich durch Gelegenheitstatigkeiten eine Existenzgrundlage zu sichern, die Inanspruchnahme
einer innerstaatlichen Fluchtalternative in bestimmten Gebieten Afghanistans zugemutet werden kénne und zwar
selbst dann, wenn er nicht in Afghanistan geboren worden sei, dort nie gelebt und keine Angehdorigen in Afghanistan
habe, sondern im Iran aufgewachsen und dort in die Schule gegangen sei (vgl. VWGH Ra 2019/20/0175). Der BF falle
daher in die Personengruppe, der eine IFA in Mazar-e Sharif und Herat offenstehe, umso mehr im Fall des BF auch
keinerlei besondere Gefahrdungsfaktoren hervorgekommen seien.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde, in welcher der BF zusammengefasst geltend machte,
dass eine andere rechtliche Beurteilung eines im Wesentlichen unveranderten Sachverhalts dem Wegfall oder einer
maRgeblichen Anderung jener Umstinde, die zur rechtskréftigen Zuerkennung subsididren Schutzes gefiihrt habe,
nicht gleichgehalten werden kdnne. Es sei keinesfalls zulassig, dass die Behérde zu dem Schluss komme, dass
subsididrer Schutz gar nicht hatte gewahrt werden dirfen und sie damit ihre Entscheidung riickgangig machen wolle.
Fur die IFA sei eine Sachverhaltsanderung notwendig, die nach Ansicht des VWGH in den personlichen bzw.
landerspezifischen Umstanden liegen musse und kdnne die Anwendung des Konzepts des internen Schutzes nur dann
in Erwagung gezogen werden, wenn zunachst festgestellt worden sei, dass fiur den Antragsteller in seiner
Herkunftsregion eine tatsachliche Gefahr bestehe. Zudem handle es sich bei der IFA um eine rechtliche Beurteilung,
welche aufgrund bestimmter Feststellungen getroffen werden misse. Weiters seien die Voraussetzungen, aufgrund
derer subsididrer Schutz zuerkannt wurde, in der Zwischenzeit nicht weggefallen. Die allgemeine Versorgungs- und
Sicherheitslage in Afghanistan habe sich keinesfalls verbessert, sondern mittlerweile verschlechtert, weshalb nach wie
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vor eine die Art. 2, 3 EMRK verletzende Situation vorliege. Die Country-Guidance des EASO beinhalte zwar nach dem
VwWGH Hinweise, dass alleinstehenden Mannern eine innerstaatliche Fluchtalternative in den Stadten Mazar-e Sharif,
Herat und Kabul zumutbar sei, auch wenn es in dem Neuansiedlungsgebiet kein Unterstiitzungsnetzwerk gabe; von
dieser Einschatzung ausgenommen sei aber jene Gruppe von Ruckkehrern, die entweder auRerhalb Afghanistans
geboren worden sei oder lange Zeit auBerhalb Afghanistans gelebt habe. Der BF sei in der Provinz Daikundi geboren
und im Alter von vier Jahren mit seiner Familie in den Iran gezogen, eine innerstaatliche Fluchtalternative in Kabul oder
anderen Stadten stehe ihm daher nicht zur Verflgung. Der BF bemadngelte weiters, dass ein mangelhaftes
Ermittlungsverfahren geflihrt worden sei, da die Landerfeststellungen unvollstdndig und unrichtig seien und sich die
Lage der Hazara im letzten Jahr verschlechtert habe. Die Beweiswirdigung des BFA sei hinsichtlich der aktuellen
Riickkehrsituation des BF und seiner subjektiven Lage nicht nachvollziehbar. SchlieBlich beantragte der BF die

Durchflhrung einer mindlichen Verhandlung.

IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

Festgestellt wird zunachst der oben dargelegte Verfahrensgang.

Der BF ist afghanischer Staatsangehoriger, gehort der Volksgruppe der Hazara an und bekennt sich zur schiitischen
Glaubensrichtung des Islam. Der BF stammt aus der Provinz Daikundi, wo er bis zu seinem vierten Lebensjahr lebte,
bevor er mit seiner Familie in den Iran zog. Der BF spricht Dari, Farsi und ein wenig Deutsch. Der BF ist ledig, gesund

und arbeitsfahig.

Die Familienverhaltnisse des BF in Bezug auf Afghanistan haben sich seit der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten im Bescheid des BFA vom 22.05.2017 bzw. seit dem Bescheid des BFA vom 15.05.2018 mit dem die
befristete Aufenthaltsberechtigung verlangert wurde und dem Erkenntnis des BVwG vom 16.09.2019 mit dem der
Aberkennungsbescheid des BFA vom 15.05.2019 behoben wurde, nicht verandert. Die Mutter des BF und der Bruder
des BF leben nach wie vor im Iran sowie drei Onkel und zwei Tanten vaterlicherseits. Der BF hat keine Angehdrigen in
Afghanistan.

Nicht festgestellt werden kann, dass sich die Sicherheitslage in Herat-Stadt oder Mazar-e Sharif im Herkunftsstaat des
BF seit der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten im Bescheid des BFA vom 22.05.2017 bzw. nach
der Verlangerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung mit Bescheid vom 15.05.2018 und dem Erkenntnis des
BVwWG vom 16.09.2019, mit dem der Aberkennungsbescheid des BFA vom 15.05.2019 behoben wurde, wesentlich und
nachhaltig verbessert hat.

Der BF wurde in Osterreich dreimal rechtskréftig strafgerichtlich wegen Vergehen nach dem SMG verurteilt.

Zur allgemeinen politischen, menschenrechtlichen Situation sowie zur Sicherheitslage im Herkunftsland des BF wird
Folgendes festgestellt:

1.  Politische Lage

Afghanistan ist ein Zentralstaat mit 34 Provinzen, die in Distrikte gegliedert sind (AA 15.4.2019). Auf einer Flache von ca.
632.000 Quadratkilometern (CIA 24.5.2019) leben ca. 32 Millionen Menschen (CSO 2019).

Im Jahr 2004 wurde die neue Verfassung angenommen (BFA 7.2016; vgl. Casolino 2011), die vorsieht, dass kein Gesetz
gegen die Grundsatze und Bestimmungen des Islam verstoBen darf und alle Birgerinnen und Burger Afghanistans,
Mann wie Frau, gleiche Rechte und Pflichten vor dem Gesetz haben (BFA 3.2014; vgl. Casolino 2011, MPI 27.1.2004).

Die Verfassung der islamischen Republik Afghanistan sieht vor, dass der Prasident der Republik direkt vom Volk
gewahlt wird und sein Mandat funf Jahre betragt (Casolino 2011). Implizit schreibt die Verfassung dem Prasidenten
auch die Fuhrung der Exekutive zu (AAN 13.2.2015) und die Provinzvorsteher, sowie andere wichtige
Verwaltungsbeamte, werden direkt vom Prasidenten ernannt und sind diesem rechenschaftspflichtig. Viele werden
aufgrund persénlicher Beziehungen ausgewahlt (EC 18.5.2019).

In Folge der Prasidentschaftswahlen 2014 wurde am 29.09.2014 Mohammad Ashraf Ghani als Nachfolger von Hamid
Karzai in das Prasidentenamt eingefuhrt. Gleichzeitig trat sein Gegenkandidat Abdullah das Amt des
Regierungsvorsitzenden (CEO) an - eine per Présidialdekret eingefiihrte Position, die Ahnlichkeiten mit der Position
eines Premierministers aufweist. Ghani und Abdullah stehen an der Spitze einer Regierung der nationalen Einheit



(National Unity Government, NUG), auf deren Bildung sich beide Seiten in Folge der Prasidentschaftswahlen
verstandigten (AA 15.4.2019; vgl. AM 2015, DW 30.9.2014). Bei der Prasidentenwahl 2014 gab es Vorwirfe von
Wahlbetrug in groBem Stil (RFE/RL 29.5.2019). Die ursprunglich fir den 20. April 2019 vorgesehene
Prasidentschaftswahl wurde mehrfach verschoben, da die Wahlbehorden auf eine landesweite Wahl so kurz nach der
Parlamentswahl im Oktober 2018 nicht vorbereitet waren. Der Oberste Gerichtshof Afghanistans konnte die
Herausforderungen flr die Wahlkommission nachvollziehen und verlangerte die Amtszeit von Prasident Ashraf Ghani
bis zu der auf den 28.9.2019 verschobenen Prasidentschaftswahl (DZ 21.4.2019).

Parlament und Parlamentswahlen

Die afghanische Nationalversammlung ist die hochste legislative Institution des Landes und agiert im Namen des
gesamten afghanischen Volkes (Casolino 2011). Sie besteht aus zwei Kammern: dem Unterhaus oder Volksvertretung
(Wolesi Jirga) mit 250 Abgeordneten (fur 5 Jahre gewahlt), sowie dem Oberhaus oder Altestenrat (Meschrano Jirga) mit
102 Abgeordneten (AA 15.4.2019).

Das Oberhaus setzt sich laut Verfassung zu je einem Drittel aus Vertretern der Provinz- und Distriktrate zusammen.
Das letzte Drittel der Senatoren wird durch den Prasidenten bestimmt (AA 15.4.2019). Die Hélfte der vom Prasidenten
entsandten Senatoren missen Frauen sein. Weiters vergibt der Pradsident zwei Sitze fur die nomadischen Kutschi und
zwei weitere an behinderte Personen. Auch ist de facto ein Sitz fir einen Vertreter der Hindu- bzw. Sikh-Gemeinschaft
reserviert (USDOS 13.3.2019).

Die Sitze im Unterhaus verteilen sich proportional zur Bevolkerungszahl auf die 34 Provinzen. VerfassungsgemaR sind
fUr Frauen 68 Sitze, flr die Minderheit der Kutschi zehn Sitze und flr Vertreter der Hindu- bzw. Sikh-Gemeinschaft ein
Sitz reserviert (AAN 22.1.2017; vgl. USDOS 13.3.2019, Casolino 2011).

Die Rolle des Parlaments bleibt begrenzt. Ob das neue Parlament, das sich nach den Wahlen vom Oktober 2018 erst
mit erheblicher Verzégerung im April 2019 konstituierte, eine andere Rolle einnehmen kann, muss sich zunachst noch
erweisen. Zwar beweisen die Abgeordneten mit kritischen Anhérungen und Abanderungen von Gesetzentwurfen in
teils wichtigen Punkten, dass das Parlament grundsatzlich funktionsfahig ist, doch nutzt das Parlament auch seine
verfassungsmaRigen Rechte, um die Arbeit der Regierung destruktiv zu behindern, Personalvorschlage der Regierung
2.T. Uber langere Zeitrdume zu blockieren und sich Zugestandnisse wohl auch durch finanzielle Zuwendungen an
einzelne Abgeordnete abkaufen zu lassen. Insbesondere das Unterhaus hat sich dadurch sowohl die Regierung der
Nationalen Einheit als auch die Zivilgesellschaft zum Gegner gemacht. Generell leidet die Legislative unter einem kaum
entwickelten Parteiensystem und mangelnder Rechenschaft der Parlamentarier gegenliber ihren Wahlern (AA
2.9.2019).

Die Prasidentschaftswahlen und Parlamentswahlen finden gemaR Verfassung alle finf Jahre statt (USIP 11.2013). Mit
dreijahriger Verzégerung fanden zuletzt am 20. und 21. Oktober 2018 - mit Ausnahme der Provinz Ghazni -
Parlamentswahlen statt (AA 15.4.2019; vgl. USDOS 13.3.2019). Die letzten Prasidentschaftswahlen fanden am 28.
September 2019 statt; ein vorlaufiges Ergebnis wird laut der unabhadngigen Wahlkommission (IEC) fur den 14.
November 2019 erwartet (RFE/RL 20.10.2019).

Bei den Wahlen zur Nationalversammlung am 20. und 21.10.2018 gaben etwa vier Millionen der registrierten 8,8
Millionen Wahlberechtigten ihre Stimme ab. In der Provinz Kandahar musste die Stimmabgabe wegen eines Attentats
auf den Provinzpolizeichef um eine Woche verschoben werden und in der Provinz Ghazni wurde die Wahl wegen
politischer Proteste, welche die Wahlerregistrierung beeintrachtigten, nicht durchgefihrt (s.0.). Die Wahl war durch
Unregelmaligkeiten gepragt, darunter Betrug bei der Wahlerregistrierung und Stimmabgabe, Einschiichterung der
Wahler, und einige Wahllokale mussten wegen Bedrohungen durch 6rtliche Machthaber schlieRen. Die Taliban und
andere Gruppierungen behinderten die Stimmabgabe durch Drohungen und Beldstigungen. Durch Wahl bezogene
Gewalt kamen 56 Personen ums Leben und 379 wurden verletzt. Mindestens zehn Kandidaten kamen im Vorfeld der
Wahl bei Angriffen ums Leben, wobei die jeweiligen Motive der Angreifer unklar waren (USDOS 13.3.2019).

Wegen Vorwirfen des Betruges und des Missmanagements erkldrte Anfang Dezember 2018 die afghanische
Wahlbeschwerdekommission (ECC) alle in der Provinz Kabul abgegebenen Stimmen fur ungultig (RFE/RL 6.12.2018). Die
beiden Wahlkommissionen einigten sich in Folge auf eine neue Methode zur Zahlung der abgegebenen Stimmen (TN
12.12.2018). Die Provinzergebnisse von Kabul wurden schlieRlich am 14.5.2019, fast sieben Monate nach dem Wabhltag,
veroffentlicht. In einer Ansprache bezeichnete Prasident Ghani die Wahl als ,Katastrophe” und die beiden



Wahlkommissionen als ,ineffizient” (AAN 17.5.2019).
Politische Parteien

Die afghanische Verfassung erlaubt die Grindung politischer Parteien, solange deren Programm nicht im Widerspruch
zu den Prinzipien des Islam steht (USDOS 29.5.2018). Um den Parteien einen allgemeinen und nationalen Charakter zu
verleihen, verbietet die Verfassung jeglichen Zusammenschluss in politischen Organisationen, der aufgrund von
ethnischer, sprachlicher (Casolino 2011; vgl. MPI 27.1.2004) oder konfessioneller Zugehorigkeit erfolgt (Casolino 2011;
vgl. MPI 27.1.2004, USDOS 29.5.2018). Auch darf keine rechtmaliig zustande gekommene Partei oder Organisation
ohne rechtliche Begrindung und ohne richterlichen Beschluss aufgelost werden (MPI 27.1.2004).

Das kaum entwickelte afghanische Parteiensystem weist mit Gber 70 registrierten Parteien eine starke Zersplitterung
auf (AA 2.9.2019). Die politischen Parteien haben ihren Platz im politischen System Afghanistans noch nicht etablieren
kénnen (DOA 17.3.2019). Die meisten dieser Gruppierungen erscheinen mehr als Machtvehikel ihrer Fihrungsfiguren
denn als politisch-programmatisch gefestigte Parteien (AA 2.9.2019; vgl. AAN 6.5.2018, DOA 17.3.2019). Ethnische
Zugehorigkeit, personliche Beziehungen und ad hoc geformte Koalitionen spielen traditionell eine groRere Rolle als
politische Organisationen (AA 2.9.2019).

Das derzeitige Wahlsystem ist personenbezogen, die Parteien kénnen keine Kandidatenlisten erstellen, es sind keine
Sitze flr die Parteien reserviert und es ist den Parteien untersagt, Fraktionen im Parlament zu grinden. Der
Parteivorsitz wird nicht durch parteiinterne Abldufe bestimmt, sondern wird eher wie ein partimoniales Erbgut
gesehen, das von einer Generation an die nachste, vom Vater zum Sohn, Ubergeben wird. Die Menschen vertrauen

den Parteien nicht und junge, gebildete Leute sind nicht gewillt, solchen Parteien beizutreten (DOA 17.3.2019).

Die Hezb-e Islami wird von Gulbuddin Hekmatyar, einem ehemaligen Warlord, der zahlreicher Kriegsverbrechen
beschuldigt wird, geleitet. Im Jahr 2016 kam es zu einem Friedensschluss und Prasident Ghani sicherte den Mitgliedern
der Hezb-e Islami Immunitat zu. Hekmatyar kehrte 2016 aus dem Exil nach Afghanistan zurtick und kindigte im Janner
2019 seine Kandidatur fur die Prasidentschaftswahlen 2019 an (CNA 19.1.2019).

Im Februar 2018 hat Prasident Ghani in einem Plan fur Friedensgesprache mit den Taliban diesen die Anerkennung als
politische Partei in Aussicht gestellt (DP 16.6.2018). Bedingung daflr ist, dass die Taliban Afghanistans Verfassung und
einen Waffenstillstand akzeptieren (NZZ 27.1.2019). Die Taliban reagierten nicht offiziell auf den Vorschlag (DP
16.6.2018; s. folgender Abschnitt, Anm.).

Friedens- und Verséhnungsprozess

Hochrangige Vertreter der Taliban sprachen zwischen Juli 2018 (DZ 12.8.2019) - bis zum plétzlichen Abbruch durch den
US-amerikanischen Prasidenten im September 2019 (DZ 8.9.2019) - mit US-Unterhandlern Uber eine politische Losung
des nun schon fast 18 Jahre wahrenden Konflikts. Dabei ging es vor allem um Truppenabzige und Garantien der
Taliban, dass Afghanistan nicht zu einem sicheren Hafen fur Terroristen wird. Die Gesprache sollen zudem in offizielle
Friedensgesprache zwischen der Regierung in Kabul und den Taliban minden. Die Taliban hatten es bisher abgelehnt,
mit der afghanischen Regierung zu sprechen, die sie als “Marionette” des Westens betrachten - auch ein
Waffenstillstand war Thema (DZ 12.8.2019; vgl. NZZ 12.8.2019; DZ 8.9.2019).

Prasident Ghani hatte die Taliban mehrmals aufgefordert, direkt mit seiner Regierung zu verhandeln und zeigte sich
Uber den Ausschluss der afghanischen Regierung von den Friedensgesprachen besorgt (NYT 28.1.2019; vgl. DP
28.1.2019, MS 28.1.2019). Bereits im Februar 2018 hatte Prasident Ghani die Taliban als gleichberechtigten Partner zu
Friedensgesprachen eingeladen und ihnen eine Amnestie angeboten (CR 2018). Ein fur Mitte April 2019 in Katar
geplantes Dialogtreffen, bei dem die afghanische Regierung erstmals an den Friedensgesprachen mit den Taliban
beteiligt gewesen ware, kam nicht zustande (HE 16.5.2019). Im Februar und Mai 2019 fanden in Moskau Gesprache
zwischen Taliban und bekannten afghanischen Oppositionspolitikern, darunter der ehemalige Staatsprasident Hamid
Karzai und mehreren Warlords, statt (Qantara 12.2.2019; vgl. TN 31.5.2019). Die afghanische Regierung war weder an
den beiden Friedensgesprachen in Doha, noch an dem Treffen in Moskau beteiligt (Qantara 12.2.2019; vgl. NYT
7.3.2019), was Unbehagen unter einigen Regierungsvertretern ausléste und die diplomatischen Beziehungen zwischen
den beiden Regierungen beeintrachtigte (REU 18.3.2019; vgl. WP 18.3.2019).

Vom 29.4.2019 bis 3.5.2019 tagte in Kabul die ,groRe Ratsversammlung” (Loya Jirga). Dabei verabschiedeten deren
Mitglieder eine Resolution mit dem Ziel, einen Friedensschluss mit den Taliban zu erreichen und den



innerafghanischen Dialog zu férdern. Auch bot Prasident Ghani den Taliban einen Waffenstillstand wahrend des
Ramadan von 6.5.2019 bis 4.6.2019 an, betonte aber dennoch, dass dieser nicht einseitig sein wirde. Des Weiteren
sollten 175 gefangene Talibankampfer freigelassen werden (BAMF 6.5.2019). Die Taliban nahmen an dieser von der
Regierung einberufenen Friedensveranstaltung nicht teil (HE 16.5.2019).

2. Sicherheitslage

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist nach wie vor volatil (UNGASC 3.9.2019), nachdem im Frihjahr sowohl die Taliban
als auch die afghanische Regierung neue Offensiven verlautbart hatten (USDOD 6.2019). Traditionell markiert die
Ankilndigung der jahrlichen Frihjahrsoffensive der Taliban den Beginn der sogenannten Kampfsaison - was eher als
symbolisch gewertet werden kann, da die Taliban und die Regierungskrafte in den vergangenen Jahren auch im Winter
gegeneinander kdmpften (AJ 12.4.2019). Die Frihjahrsoffensive des Jahres 2019 tragt den Namen al-Fath (UNGASC
14.6.2019; vgl. A] 12.4.2019; NYT 12.4.2019) und wurde von den Taliban trotz der Friedensgesprache angekundigt (AJ
12.4.2019; vgl. NYT 12.4.2019). Landesweit am meisten von diesem aktiven Konflikt betroffen, waren die Provinzen
Helmand, Farah und Ghazni (UNGASC 14.6.2019). Offensiven der afghanischen Spezialeinheiten der Sicherheitskrafte
gegen die Taliban wurden seit Dezember 2018 verstarkt - dies hatte zum Ziel die Bewegungsfreiheit der Taliban zu
storen, Schlusselgebiete zu verteidigen und damit eine produktive Teilnahme der Taliban an den Friedensgesprachen
zu erzwingen (SIGAR 30.7.2019). Seit Juli 2018 liefen auf hochrangiger politischer Ebene Bestrebungen, den Konflikt
zwischen der afghanischen Regierung und den Taliban politisch zu I6sen (TS 22.1.2019). Berichten zufolge standen die
Verhandlungen mit den Taliban kurz vor dem Abschluss. Als Anfang September der US-amerikanische Prasident ein
geplantes Treffen mit den Islamisten - als Reaktion auf einen Anschlag - absagte (DZ 8.9.2019). Wahrend sich die
derzeitige militarische Situation in Afghanistan nach wie vor in einer Sackgasse befindet, stabilisierte die Einfihrung
zusatzlicher Berater und Wegbereiter im Jahr 2018 die Situation und verlangsamte die Dynamik des Vormarsches der
Taliban (USDOD 12.2018).

Die afghanische Regierung behalt die Kontrolle Uber Kabul, die wichtigsten Bevdlkerungszentren und Transitrouten
sowie Provinzhauptstadte und die meisten Distriktzentren (USDOD 6.2019). Die afghanischen Krafte sichern die Stadte
und andere StlUtzpunkte der Regierung; die Taliban verstarken groR angelegte Angriffe, wodurch eine Vielzahl
afghanischer Krafte in Verteidigungsmissionen eingebunden ist, Engpasse entstehen und dadurch manchmal auch
Krafte fehlen kénnen, um Territorium zu halten (SIGAR 30.4.2019; vgl. NYT 19.7.2019). Kdmpfe waren auch weiterhin
auf konstant hohem Niveau. Die Ausnahme waren islamische Festtage, an denen, wie bereits in der Vergangenheit
auch schon, das Kampfniveau deutlich zuriickging, als sowohl regierungsfreundliche Krafte, aber auch
regierungsfeindliche Elemente ihre offensiven Operationen reduzierten. Im Gegensatz dazu hielt das Kampftempo
wahrend des gesamten Fastenmonats Ramadan an, da regierungsfeindliche Elemente mehrere Selbstmordattentate
ausfuihrten und sowohl regierungsfreundliche Truppen, als auch regierungsfeindliche Elemente, bekundeten, ihre
operative Dynamik aufrechtzuerhalten (UNGASC 3.9.2019). Die Taliban verlautbarten, eine asymmetrische Strategie zu
verfolgen: die Aufstandischen fiihren weiterhin Uberfélle auf Kontrollpunkte und Distriktzentren aus und bedrohen
Bevolkerungszentren (UNGASC 7.12.2018). Angriffe haben sich zwischen November 2018 und Janner 2019 um 19% im
Vergleich zum Vorberichtszeitraum (16.8. - 31.10.2018) verstarkt. Insbesondere in den Wintermonaten wurde in
Afghanistan eine erhdhte Unsicherheit wahrgenommen. (SIGAR 30.4.2019). Seit dem Jahr 2002 ist die Wintersaison
besonders stark umkampft. Trotzdem bemuhten sich die ANDSF und Koalitionskrafte die Anzahl ziviler Opfer zu
reduzieren und konzentrierten sich auf Verteidigungsoperationen gegen die Taliban und den ISKP. Diese Operationen
verursachten bei den Aufstandischen schwere Verluste und hinderten sie daran ihr Ziel zu erreichen (USDOD 6.2019).
Der ISKP ist auch weiterhin widerstandsfahig: Afghanische und internationale Streitkrafte fihrten mit einem hohen
Tempo Operationen gegen die Hochburgen des ISKP in den Provinzen Nangarhar und Kunar durch, was zu einer
gewissen Verschlechterung der Fihrungsstrukturen der ISKP fuhrt. Dennoch konkurriert die Gruppierung auch
weiterhin mit den Taliban in der Ostlichen Region und hat eine operative Kapazitat in der Stadt Kabul behalten
(UNGASC 3.9.2019).

So erzielen weder die afghanischen Sicherheitskrafte noch regierungsfeindliche Elemente signifikante territoriale
Gewinne. Das aktivste Konfliktgebiet ist die Provinz Kandahar, gefolgt von den Provinzen Helmand und Nangarhar.
Wenngleich keine signifikanten Bedrohungen der staatlichen Kontrolle Uber Provinzhauptstadte gibt, wurde in der
Nahe der Provinzhauptstadte Farah, Kunduz und Ghazni Uber ein hohes Maf3 an Taliban-Aktivitat berichtet (UNGASC
3.9.2019). In mehreren Regionen wurden von den Taliban vorlUbergehend strategische Posten entlang der



HauptstraBen eingenommen, sodass sie den Verkehr zwischen den Provinzen erfolgreich einschranken konnten
(UNGASC 7.12.2018). So kam es beispielsweise in strategisch liegenden Provinzen entlang des Highway 1 (Ring Road)
zu temporaren Einschrankungen durch die Taliban (UNGASC 7.12.2018; vgl. ARN 23.6.2019). Die afghanischen
Verteidigungs- und Sicherheitskrafte stellen erhebliche Mittel fir die Verbesserung der Sicherheit auf den
HauptstralRen bereit - insbesondere in den Provinzen Ghazni, Zabul, Balkh und Jawzjan. (UNGASC 3.9.2019).

Fir das gesamte Jahr 2018, registrierten die Vereinten Nationen (UN) in Afghanistan insgesamt 22.478
sicherheitsrelevante Vorfalle. Gegenlber 2017 ist das ein Ruckgang von 5%, wobei die Anzahl der
sicherheitsrelevanten Vorfalle im Jahr 2017 mit insgesamt 23.744 ihren bisherigen Hohepunkt erreicht hatte (UNGASC
28.2.2019).

Far den Berichtszeitraum 10.5.-8.8.2019 registriert die Vereinten Nationen (UN) insgesamt 5.856 sicherheitsrelevanter
Vorfélle - eine Zunahme von 1% gegenlber dem Vorjahreszeitraum. 63% Prozent aller sicherheitsrelevanten Vorfille,
die héchste Anzahl, wurde im Berichtszeitraum in den sudlichen, &stlichen und stdoéstlichen Regionen registriert
(UNGASC 3.9.2019). Fur den Berichtszeitraum 8.2-9.5.2019 registrierte die UN insgesamt 5.249 sicherheitsrelevante
Vorfalle - ein Riuckgang von 7% gegenUber dem Vorjahreswert; wo auch die Anzahl ziviler Opfer signifikant
zurlckgegangen ist (UNGASC 14.6.2019).

Fir den Berichtszeitraum 10.5.-8.8.2019 sind 56% (3.294) aller sicherheitsrelevanten Vorfalle bewaffnete
ZusammenstodRe gewesen; ein Rickgang um 7% im Vergleich zum Vorjahreswert. Sicherheitsrelevante Vorfalle bei
denen improvisierte Sprengkdérper verwendet wurden, verzeichneten eine Zunahme von 17%. Bei den
Selbstmordattentaten konnte ein Rickgang von 44% verzeichnet werden. Die afghanischen Sicherheitskrafte fuhren
gemeinsam mit internationalen Kraften, weiterhin eine hohe Anzahl von Luftangriffen durch: 506 Angriffe wurden im
Berichtszeitraum verzeichnet - 57% mehr als im Vergleichszeitraum des Jahres 2018 (UNGASC 3.9.2019).

Im Gegensatz dazu, registrierte die Nichtregierungsorganisation INSO (International NGO Safety Organisation) fiir das
Jahr 2018 landesweit 29.493 sicherheitsrelevante Vorfalle, welche auf NGOs Einfluss hatten. In den ersten acht
Monaten des Jahres 2019 waren es 18.438 Vorfdlle. Zu den gemeldeten Ereignissen zahlten, beispielsweise
geringfiigige kriminelle Uberfille und Drohungen ebenso wie bewaffnete Angriffe und Bombenanschlige (INSO o.D.).

Global Incident Map (GIM) verzeichnete in den ersten drei Quartalen des Jahres 2019 3.540 sicherheitsrelevante
Vorfélle. Im Jahr 2018 waren es 4.433.

Janner bis Oktober 2018 nahm die Kontrolle oder der Einfluss der afghanischen Regierung von 56% auf 54% der
Distrikte ab, die Kontrolle bzw. Einfluss der Aufstandischen auf Distrikte sank in diesem Zeitraum von 15% auf 12%.
Der Anteil der umstrittenen Distrikte stieg von 29% auf 34%. Der Prozentsatz der Bevdlkerung, welche in Distrikten
unter afghanischer Regierungskontrolle oder -einfluss lebte, ging mit Stand Oktober 2018 auf 63,5% zurlck. 8,5
Millionen Menschen (25,6% der Bevdlkerung) leben mit Stand Oktober 2018 in umkampften Gebieten, ein Anstieg um
fast zwei Prozentpunkte gegeniiber dem gleichen Zeitpunkt im Jahr 2017. Die Provinzen mit der héchsten Anzahl an
von den Aufstandischen kontrollierten Distrikten waren Kunduz, Uruzgan und Helmand (SIGAR 30.1.2019).

Ein auf Afghanistan spezialisierter Militaranalyst berichtete im Januar 2019, dass rund 39% der afghanischen Distrikte
unter der Kontrolle der afghanischen Regierung standen und 37% von den Taliban kontrolliert wurden. Diese Gebiete
waren relativ ruhig, ZusammenstéRe wurden gelegentlich gemeldet. Rund 20% der Distrikte waren stark umkampft.
Der Islamische Staat (IS) kontrollierte rund 4% der Distrikte (MA 14.1.2019).

Die Kontrolle tber Distrikte, Bevolkerung und Territorium befindet sich derzeit in einer Pattsituation (SIGAR 30.4.2019).
Die Anzahl sicherheitsrelevanter Vorfalle Ende 2018 bis Ende Juni 2019, insbesondere in der Provinz Helmand, sind als
verstarkte BemuUhungen der Sicherheitskrafte zu sehen, wichtige Taliban-Hochburgen und deren Fihrung zu
erreichen, um in weiterer Folge eine Teilnahme der Taliban an den Friedensgesprachen zu erzwingen (SIGAR
30.7.2019). Intensivierte Kampfhandlungen zwischen ANDSF und Taliban werden von beiden Konfliktparteien als
Druckmittel am Verhandlungstisch in Doha erachtet (SIGAR 30.4.2019; vgl. NYT 19.7.2019).

Zivile Opfer

Die Vereinten Nationen dokumentierten flr den Berichtszeitraum 1.1.-30.9.2019 8.239 zivile Opfer (2.563 Tote, 5.676
Verletzte) - dieser Wert dhnelt dem Vorjahreswert 2018. Regierungsfeindliche Elemente waren auch weiterhin
Hauptursache fur zivile Opfer; 41% der Opfer waren Frauen und Kinder. Wenngleich die Vereinten Nationen fiir das



erste Halbjahr 2019 die niedrigste Anzahl ziviler Opfer registrierten, so waren Juli, August und September - im
Gegensatz zu 2019 - von einem hohen Gewaltniveau betroffen. Zivilisten, die in den Provinzen Kabul, Nangarhar,
Helmand, Ghazni, und Faryab wohnten, waren am starksten vom Konflikt betroffen (in dieser Reihenfolge) (UNAMA
17.10.2019).

Fur das gesamte Jahr 2018 wurde von mindestens 9.214 zivilen Opfern (2.845 Tote, 6.369 Verletzte) (SIGAR 30.4.2019)
berichtet bzw. dokumentierte die UNAMA insgesamt 10.993 zivile Opfer (3.804 Tote und 7.189 Verletzte). Den
Aufzeichnungen der UNAMA zufolge, entspricht das einem Anstieg bei der Gesamtanzahl an zivilen Opfern um 5%
bzw. 11% bei zivilen Todesfallen gegentber dem Jahr 2017 und markierte einen Hochststand seit Beginn der
Aufzeichnungen im Jahr 2009. Die meisten zivilen Opfer wurden im Jahr 2018 in den Provinzen Kabul, Nangarhar,
Helmand, Ghazni und Faryab verzeichnet, wobei die beiden Provinzen mit der héchsten zivilen Opferanzahl - Kabul
(1.866) und Nangarhar (1.815) - 2018 mehr als doppelt so viele Opfer zu verzeichnen hatten, wie die drittplatzierte
Provinz Helmand (880 zivile Opfer) (UNAMA 24.2.2019; vgl. SIGAR 30.4.2019). Im Jahr 2018 stieg die Anzahl an
dokumentierten zivilen Opfern aufgrund von Handlungen der regierungsfreundlichen Krafte um 24% gegentber 2017.
Der Anstieg ziviler Opfer durch Handlungen regierungsfreundlicher Krafte im Jahr 2018 wird auf verstarkte Luftangriffe,
Suchoperationen der ANDSF und regierungsfreundlicher bewaffneter Gruppierungen zurickgefiihrt (UNAMA
24.2.2019).

High-Profile Angriffe (HPAs)

Sowohl im gesamten Jahr 2018 (USDOD 12.2018), als auch in den ersten funf Monaten 2019 fuhrten Aufstandische,
Taliban und andere militante Gruppierungen, insbesondere in der Hauptstadtregion weiterhin Anschldge auf
hochrangige Ziele aus, um die Aufmerksamkeit der Medien auf sich zu ziehen, die Legitimitat der afghanischen
Regierung zu untergraben und die Wahrnehmung einer weit verbreiteten Unsicherheit zu schaffen (USDOD 6.2019;
vgl. USDOD 12.2018). Diese Angriffe sind stetig zurtickgegangen (USDOD 6.2019). Zwischen 1.6.2018 und 30.11.2018
fanden 59 HPAs in Kabul statt (Vorjahreswert: 73) (USDOD 12.2018), zwischen 1.12.2018 und15.5.2019 waren es 6
HPAs (Vorjahreswert: 17) (USDOD 6.2019).

Anschlage gegen Glaubige und Kultstatten, religidse Minderheiten

Die Zahl der Angriffe auf Glaubige, religiose Exponenten und Kultstatten war 2018 auf einem dhnlich hohen Niveau wie
2017: bei 22 Angriffen durch regierungsfeindliche Krafte, meist des ISKP, wurden 453 zivile Opfer registriert (156 Tote,
297 Verletzte), ein Grof3teil verursacht durch Selbstmordanschlage (136 Tote, 266 Verletzte) (UNAMA 24.2.2019).

Fur das Jahr 2018 wurden insgesamt 19 Vorfélle konfessionell motivierter Gewalt gegen Schiiten dokumentiert, bei
denen es insgesamt zu 747 zivilen Opfern kam (223 Tote, 524 Verletzte). Dies ist eine Zunahme von 34% verglichen mit
dem Jahr 2017. Wahrend die Mehrheit konfessionell motivierter Angriffe gegen Schiiten im Jahr 2017 auf Kultstatten
verlbt wurden, gab es im Jahr 2018 nur zwei derartige Angriffe. Die meisten Anschlage auf Schiiten fanden im Jahr
2018 in anderen zivilen Lebensrdaumen statt, einschlielich in mehrheitlich von Schiiten oder Hazara bewohnten
Gegenden. Gezielte Attentate und Selbstmordangriffe auf religiose Fihrer und Glaubige fuhrten, zu 35 zivilen Opfern
(15 Tote, 20 Verletzte) (UNAMA 24.2.2019).

Angriffe im Zusammenhang mit den Parlamentswahlen im Oktober 2018

Die afghanische Regierung bemuhte sich Wahllokale zu sichern, was mehr als 4 Millionen afghanischen Burgern
ermoglichte zu wahlen (UNAMA 11.2018). Und auch die Vorkehrungen der ANDSF zur Sicherung der Wahllokale
ermoglichten eine Wahl, die weniger gewalttatig war als jede andere Wahl der letzten zehn Jahre (USDOS 12.2018). Die
Taliban hatten im Vorfeld offentlich verkiindet, die fir Oktober 2018 geplanten Parlamentswahlen stdren zu wollen.
Ahnlich wie bei der Prasidentschaftswahl 2014 warnten sie Blirger davor, sich fiir die Wahl zu registrieren, verhangten
»GeldbuRen” und/oder beschlagnahmten Tazkiras und bedrohten Personen, die an der Durchfihrung der Wahl
beteiligt waren (UNAMA 11.2018; vgl. USDOS 13.3.2019). Von Beginn der Wahlerregistrierung (14.4.2018) bis Ende des
Jahres 2018, wurden 1.007 Opfer (226 Tote, 781 Verletzte) sowie 310 EntfUhrungen aufgrund der Wahl verzeichnet
(UNAMA 24.2.2019). Am Wahltag (20.10.2018) verifizierte UNAMA 388 zivile Opfer (52 Tote und 336 Verletzte) durch
Wahl bedingte Gewalt. Die héchste Anzahl an zivilen Opfern an einem Wahltag seit Beginn der Aufzeichnungen durch
UNAMA im Jahr 2009 (UNAMA 11.2018).

Regierungsfeindliche Gruppierungen



In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv - insbesondere die Grenzregion zu
Pakistan bleibt eine Zufluchtsstatte fur unterschiedliche Gruppierungen, wie Taliban, Islamischer Staat, al-Qaida,
Haqggani-Netzwerk, Lashkar-e Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of Uzbekistan (USDOD
6.2019; vgl. CRS 12.2.2019) und stellt nicht nur fir die beiden Lander eine Sicherheitsherausforderung dar, sondern
eine Bedrohung fiir die gesamte regionale Sicherheit und Stabilitat (USDOD 6.2019):

Taliban

Die USA sprechen seit rund einem Jahr mit hochrangigen Vertretern der Taliban Uber eine politische Losung des
langjahrigen Afghanistan-Konflikts. Dabei geht es vor allem um Truppenabziige und Garantien der Taliban, dass
Afghanistan kein sicherer Hafen fur Terroristen wird. Beide Seiten hatten sich jungst optimistisch gezeigt, bald zu einer
Einigung zu kommen (FAZ 21.8.2019). Wahrend dieser Verhandlungen haben die Taliban Forderungen eines
Waffenstillstandes abgewiesen und taglich Operationen ausgefihrt, die hauptsachlich die afghanischen
Sicherheitskrafte zum Ziel haben. (TG 30.7.2019). Zwischen 1.12.2018 und 31.5.2019 haben die Talibanaufstandischen
mehr Angriffe ausgefihrt, als in der Vergangenheit Ublich, trotzdem war die Gesamtzahl effektiver feindlicher Angriffe
stark rucklaufig. Diese Angriffe hatten hauptsachlich militarische Aulenposten und Kontrollpunkte sowie andere
schlecht verteidigte ANDSF-Posten zu Ziel. Das wird als Versuch gewertet, in den Friedensverhandlungen ein
Druckmittel zu haben (USDOD 6.2019).

Der derzeitige Taliban-Fihrer ist nach wie vor Haibatullah Akhundzada (REU 17.8.2019; vgl. FA 3.1.2018) - Stellvertreter
sind Mullah Mohammad Yaqub - Sohn des ehemaligen Taliban-Fihrers Mullah Omar - und Serajuddin Haggani (CTC
1.2018; vgl. TN 26.5.2016) Sohn des Fuhrers des Haqqani-Netzwerkes (TN 13.1.2017). Die Taliban bezeichnen sich
selbst als das Islamische Emirat Afghanistan (VOJ 0.D.). Die Regierungsstruktur und das militarische Kommando sind in
der Layha, einem Verhaltenskodex der Taliban, definiert (AAN 4.7.2011), welche zuletzt 2010 verdffentlicht wurde (AAN
6.12.2018).

Ein Bericht Uber die Rekrutierungspraxis der Taliban teilt die Taliban-Kdmpfer in zwei Kategorien: professionelle
Vollzeitkdmpfer, die oft in den Madrassen rekrutiert werden, und Teilzeit-Kampfer vor Ort, die gegenlber einem
lokalen Kommandanten loyal und in die lokale Gesellschaft eingebettet sind (LI 29.6.2017). Die Gesamtstarke der
Taliban wurde von einem Experten im Jahr 2017 auf Gber 200.000 geschatzt, darunter angeblich 150.000 Kampfer
(rund 60.000 Vollzeitkampfer mobiler Einheiten, der Rest sein Teil der lokalen Milizen). Der Experte schatzte jedoch,
dass die Zahl der Vollzeitkampfer, die gleichzeitig in Afghanistan aktiv sind, selten 40.000 Ubersteigt (LI 23.8.2017). Im
Janner 2018 schatzte ein Beamter des US-Verteidigungsministeriums die Gesamtstarke der Taliban in Afghanistan auf
60.000 (NBC 30.1.2018). Laut dem oben genannten Experten werden die Kadmpfe hauptsachlich von den
Vollzeitkdmpfern der mobilen Einheiten ausgetragen (LI 23.8.2017; vgl. AAN 3.1.2017; AAN 17.3.2017).

Die Taliban betreiben Trainingslager in Afghanistan. Seit Ende 2014 wurden 20 davon &ffentlich zur Schau gestellt. Das
Khalid bin Walid-Camp soll12 Ableger, in acht Provinzen betreibt (Helmand, Kandahar, Ghazni, Ghor, Saripul, Faryab,
Farah und Maidan Wardak). 300 Militartrainer und Gelehrte sind dort tatig und es soll moéglich sein, in diesem Camp
bis zu 2.000 Rekruten auf einmal auszubilden (LW) 14.8.2019).

Die Mehrheit der Taliban sind immer noch Paschtunen, obwohl es eine wachsende Minderheit an Tadschiken,
Usbeken, Belutschen und sogar mehreren hundert Hazara (einschlielich Schiiten) gibt (LI 23.8.2017). In einigen
nordlichen Gebieten sollen die Taliban bereits Uberwiegend Nicht-Paschtunen sein, da sie innerhalb der lokalen
Bevodlkerung rekrutieren (LI 23.8.2017).

Haqqani-Netzwerk

Das seit 2012 bestehende Haqqani-Netzwerk ist eine teilautonome Organisation, Bestandteil der afghanischen Taliban
und Verblindeter von al-Qaida (CRS 12.2.2019). Benannt nach dessen Begrunder, Jalaluddin Haqqgani (AAN 1.7.2010;
vgl. USDOS 19.9.2018; vgl. CRS 12.2.2019), einem flhrenden Mitglied des antisowjetischen Jihad (1979-1989) und einer
wichtigen Taliban-Figur; sein Tod wurde von den Taliban im September 2018 verlautbart. Der derzeitige Leiter ist
dessen Sohn Serajuddin Hagqgani, der seit 2015, als stellvertretender Leiter galt (CTC 1.2018).

Als gefahrlichster Arm der Taliban, hat das Haqggani-Netzwerk, seit Jahren Angriffe in den stadtischen Bereichen
ausgefuhrt (NYT 20.8.2019) und wird fir einige der tddlichsten Angriffe in Afghanistan verantwortlich gemacht (CRS
12.2.2019).



Islamischer Staat (IS/ISIS/ISIL/Daesh), Islamischer Staat Khorasan Provinz (ISKP)

Erste Berichte Uber den Islamischen Staat (IS, auch ISIS, ISIL oder Daesh genannt) in Afghanistan gehen auf den
Sommer 2014 zurtick (AAN 17.11.2014; vgl. LWJ 5.3.2015). Zu den Kommandanten gehdrten zundchst oft unzufriedene
afghanische und pakistanische Taliban (AAN 1.8.2017; vgl. LWJ 4.12.2017). Schatzungen zur Starke des ISKP variieren
zwischen 1.500 und 3.000 (USDOS 18.9.2018), bzw. 2.500 und 4.000 Kampfern (UNSC 13.6.2019). Nach US-Angaben
vom Frihjahr 2019 ist ihre Zahl auf 5.000 gestiegen. Auch soll der Islamische Staat vom zahlenmafigen Anstieg der
Kampfer in Pakistan und Usbekistan sowie von aus Syrien geflohenen Kampfern profitieren (BAMF 3.6.2019; vgl. VOA
21.5.2019).

Berichten zufolge, besteht der ISKP in Pakistan hauptsachlich aus ehemaligen Teherik-e Taliban Mitgliedern, die vor der
pakistanischen Armee und ihrer militérischen Operationen in der FATA geflohen sind (CRS 12.2.2019 ;vgl. CTC 12.2018).
Dem Islamischen Staat ist es gelungen, seine organisatorischen Kapazitaten sowohl in Afghanistan als auch in Pakistan
dadurch zu starken, dass er Partnerschaften mit regionalen militanten Gruppen einging. Seit 2014 haben sich dem
Islamischen Staat mehrere Gruppen in Afghanistan angeschlossen, z.B. Teherik-e Taliban Pakistan (TTP)-Fraktionen
oder das Islamic Movement of Uzbekistan (IMU), wahrend andere ohne formelle Zugehdrigkeitserklarung mit IS-

Gruppierungen zusammengearbeitet haben, z.B. die Jundullah-Fraktion von TTP oder Lashkar-e Islam (CTC 12.2018).

Der islamische Staat hat eine Présenz im Osten des Landes, insbesondere in der Provinz Nangarhar, die an Pakistan
angrenzt (CRS 12.2.2019 ;vgl. CTC 12.2018). In dieser sind vor allem bestimmte stdliche Distrikte von Nangarhar
betroffen (AAN 27.9.2016; vgl. REU 23.11.2017; AAN 23.9.2017; AAN 19.2.2019), wo sie mit den Taliban um die
Kontrolle kdmpfen (RFE/RL 30.10.2017; vgl. AAN 19.2.2019). Im Jahr 2018 erlitt der ISKP militérische Ruckschlage sowie
Gebietsverluste und einen weiteren Abgang von Fuhrungspersonlichkeiten. Einerseits konnten die Regierungskrafte
die Kontrolle Gber ehemalige I1S-Gebiete erlangen, andererseits schwdachten auch die Taliban die Kontrolle des ISKP in
Gebieten in Nangarhar (UNSC 13.6.2019; vgl. CSR 12.2.2019). Aufgrund der militarischen Niederlagen war der ISKP
dazu gezwungen, die Anzahl seiner Angriffe zu reduzieren. Die Gruppierung versuchte die Provinzen Paktia und Logar
im Sudosten einzunehmen, war aber schlussendlich erfolglos (UNSC 31.7.2019). Im Norden Afghanistans versuchten
sie ebenfalls Full zu fassen. Im August 2018 erfuhr diese Gruppierung Niederlagen, wenngleich sie dennoch als
Bedrohung in dieser Region wahrgenommen wird (CSR 12.2.2019). Berichte Uber die Prasenz des ISKP kénnten jedoch
Ubertrieben sein, da Warnungen vor dem Islamischen Staat laut einem Afghanistan-Experten ,ein nutzliches
Fundraising-Tool” sind: so kann die afghanische Regierung daflr sorgen, dass Afghanistan im Bewusstsein des Westens
bleibt und die Auslandshilfe nicht véllig versiegt (NAT 12.1.2017). Die Prasenz des ISKP konzentrierte sich auf die
Provinzen Kunar und Nangarhar. AuBerhalb von Ostafghanistan ist es dem ISKP nicht moglich, eine organisierte oder
offene Prasenz aufrechtzuerhalten (UNSC 13.6.2019).

Neben komplexen Angriffen auf Regierungsziele, verlbte der ISKP zahlreiche grol3 angelegte Anschldge gegen
Zivilisten, insbesondere auf die schiitische-Minderheit (CSR 12.2.2019; vgl. UNAMA 24.2.2019; AAN 24.2.2019; CTC
12.2018; UNGASC 7.12.2018; UNAMA 10.2018). Im Jahr 2018 war der ISKP fir ein Funftel aller zivilen Opfer
verantwortlich, obwohl er Gber eine kleinere Kampftruppe als die Taliban verflgt (AAN 24.2.2019). Die Zahl der zivilen
Opfer durch ISKP-Handlungen hat sich dabei 2018 gegenlber 2017 mehr als verdoppelt (UNAMA 24.2.2019), nahm im
ersten Halbjahr 2019 allerdings wieder ab (UNAMA 30.7.2019).

Der ISKP verurteilt die Taliban als "Abtriinnige", die nur ethnische und/oder nationale Interessen verfolgen (CRS
12.2.2019). Die Taliban und der Islamische Staat sind verfeindet. In Afghanistan kdmpfen die Taliban seit Jahren gegen
den IS, dessen Ideologien und Taktiken weitaus extremer sind als jene der Taliban (WP 19.8.2019; vgl. AP 19.8.2019).
Wahrend die Taliban ihre Angriffe weitgehend auf Regierungsziele und afghanische und internationale
Sicherheitskrafte beschranken (AP 19.8.2019), zielt der ISKP darauf ab, konfessionelle Gewalt in Afghanistan zu
fordern, indem sich Angriffe gegen Schiiten richten (WP 19.8.2019).

Al-Qaida und ihr verbundene Gruppierungen

Al-Qaida sieht Afghanistan auch weiterhin als sichere Zufluchtsstatte fir ihre Fihrung, basierend auf langjahrigen und
engen Beziehungen zu den Taliban. Beide Gruppierungen haben immer wieder o6ffentlich die Bedeutung ihres
BUndnisses betont (UNSC 15.1.2019). Unter der Schirmherrschaft der Taliban ist al-Qaida in den letzten Jahren starker



geworden; dabei wird die Zahl der Mitglieder auf 240 geschatzt, wobei sich die meisten in den Provinzen Badakhshan,
Kunar und Zabul befinden. Mentoren und al-Qaida-Kadettenfihrer sind oftmals in den Provinzen Helmand und
Kandahar aktiv (UNSC 13.6.2019).

Al-Qaida will die Prasenz in der Provinz Badakhshan starken, insbesondere im Distrikt Shighnan, der an der Grenze zu
Tadschikistan liegt, aber auch in der Provinz Paktika, Distrikt Barmal, wird versucht die Prasenz auszubauen. Des
Weiteren fungieren al-Qaida-Mitglieder als Ausbilder und Religionslehrer der Taliban und ihrer Familienmitglieder
(UNSC 13.6.2019).

Im Rahmen der Friedensgesprache mit US-Vertretern haben die Taliban angeblich im Janner 2019 zugestimmt,
internationale Terrorgruppen wie Al-Qaida aus Afghanistan zu verbannen (TEL 24.1.2019).

2.1. Balkh

Balkh liegt im Norden Afghanistans und grenzt im Norden an Usbekistan, im Nordosten an Tadschikistan, im Osten an
Kunduz und Baghlan, im Sudosten an Samangan, im Sudwesten an Sar-e Pul, im Westen an Jawzjan und im
Nordwesten an Turkmenistan (UNOCHA 13.4.2014; vgl. GADM 2018). Die Provinzhauptstadt ist Mazar-e Sharif. Die
Provinz ist in die folgenden Distrikte unterteilt: Balkh, Char Bolak, Char Kent, Chimtal, Dawlat Abad, Dehdadi, Kaldar,
Kishindeh, Khulm, Marmul, Mazar-e Sharif, Nahri Shahi, Sholgara, Shortepa und Zari (CSO 2019; vgl. IEC 2018).

Nach Schatzung der zentralen Statistikorganisation Afghanistan (CSO) fur den Zeitraum 2019-20 leben 1.475.649
Personen in der Provinz Balkh, davon geschatzte 469.247 in der Provinzhauptstadt Mazar-e Sharif (CSO 2019). Balkh ist
eine ethnisch vielfaltige Provinz, welche von Paschtunen, Usbeken, Hazara, Tadschiken, Turkmenen, Aimagq,
Belutschen, Arabern und sunnitischen Hazara (Kawshi) bewohnt wird (PAJ 0.D.; vgl. NPS 0.D.).

Balkh bzw. die Hauptstadt Mazar-e Sharif ist ein Import-/Exportdrehkreuz sowie ein regionales Handelszentrum (SH
16.1.2017). Die Autobahn, welche zum usbekischen Grenziibergang Hairatan-Termiz flhrt, zweigt ca. 40 km &stlich von
Mazar-e Sharif von der Ringstral3e ab. (TD 5.12.2017). In Mazar-e Sharif gibt es einen Flughafen mit Linienverkehr zu
nationalen und internationalen Zielen (BFA Staatendokumentation 25.3.2019). Im Januar 2019 wurde ein Luftkorridor
flr Warentransporte ertffnet, der Mazar-e Sharif und Europa Uber die TUrkei verbindet (PAJ 9.1.2019).

Laut dem Opium Survey von UNODC flr das Jahr 2018 belegt Balkh den 7. Platz unter den zehn gréBten Schlafmohn
produzierenden Provinzen Afghanistans. Aufgrund der Dlrre sank der Mohnanbau in der Provinz 2018 um 30%
gegenuber 2017 (UNODC/MCN 11.2018).

Hintergrundinformationen zum Konflikt und Akteure

Balkh zahlt zu den relativ stabilen (TN 1.9.2019) und ruhigen Provinzen Nordafghanistans, in welcher die Taliban in der
Vergangenheit keinen FuB fassen konnten (AN 6.5.2019). Die vergleichsweise ruhige Sicherheitslage war vor allem auf
das Machtmonopol des ehemaligen Kriegsherrn und spateren Gouverneurs von Balkh, Atta Mohammed Noor,
zurickzufihren (RFE/RL 0.D.; RFE/RL 23.3.2018). In den letzten Monaten versuchen Aufstandische der Taliban die
nordliche Provinz Balkh aus benachbarten Regionen zu infiltrieren. Drei SchlUsseldistrikte, Zari, Sholagara und Chahar
Kant, zahlen zu jenen Distrikten, die in den letzten Monaten von Sicherheitsbedrohungen betroffen waren. Die Taliban
Uberrannten keines dieser Gebiete (TN 22.8.2019). Einem UN-Bericht zufolge, gibt es eine Gruppe von rund 50
Kémpfern in der Provinz Balkh, welche mit dem Islamischen Staat (IS) sympathisiert (UNSC 1.2.2019). Bei einer
Militdroperation im Februar 2019 wurden unter anderem in Balkh IS-Kampfer getttet (BAMF 11.2.2019).

Das Hauptquartier des 209. ANA Shaheen Corps befindet sich im Distrikt Dehdadi (TN 22.4.2018). Es ist fur die
Sicherheit in den Provinzen Balkh, Jawzjan, Faryab, Sar-e-Pul und Samangan zustandig und untersteht der NATO-
Mission Train, Advise, and Assist Command - North (TAAC-N), welche von deutschen Streitkraften geleitet wird (USDOD
6.2019). Deutsche Bundeswehrsoldaten sind in Camp Marmal in Mazar-e Sharif stationiert (TS 22.9.2018).

Juingste Entwicklungen und Auswirkungen auf die zivile Bevolkerung

Im Jahr 2018 dokumentierte UNAMA 227 zivile Opfer (85 Tote und 142 Verletzte) in Balkh. Dies entspricht einer
Steigerung von 76% gegenlber 2017. Die Hauptursache fur die Opfer waren Bodenkampfe, gefolgt von improvisierten
Bomben (IEDS; ohne Selbstmordattentate) und gezielten Tétungen. UNAMA verzeichnete fiir das Jahr 2018 insgesamt



99 zivile Opfer durch Bodenkampfe in der Provinz (UNAMA 24.2.2019). Hinsichtlich der nérdlichen Region, zu denen
UNAMA auch die Provinz Balkh zahlt, konnte in den ersten 6 Monaten ein allgemeiner Anstieg ziviler Opfer verzeichnet
werden (UNAMA 30.7.2019).

Im Winter 2018/2019 (UNGASC 28.2.2019) und Frihjahr 2019 wurden ANDSF-Operationen in der Provinz Balkh
durchgefihrt (UNGASC 14.6.2019). Die ANDSF fuhren auch weiterhin regelmaig Operationen in der Provinz (RFERL
22.9.2019; vgl KP 29.8.2019, KP 31.8.2019, KP 9.9.2019) unter anderem mit Unterstitzung der US-amerikanischen
Luftwaffe durch (BAMF 14.1.2019; vgl. KP 9.9.2019
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